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Moskaus Politik der Demonstrationen 
Auf dem internationalen Verhand- 

hmgstisch liegen jetzt zwei sowjetische 
Noten. Die in Paris dokumentierte Ein- 
mütigkeit und Entschlossenheit des 
Westens hat Moskau, wie Immer In sol- 
chen Fällen, zu gewissen diplomatischen 
Demonstrationen veranlaßt. Wenn der 
Westen  den  Eindruck  der Uneinigkeil 
und    Unentschlossenheit    macht,    pflegt 
Moskau   erfahrungsgemäß   weniger  zu 

[ Ichen politischen Offerten bereit zu 
/•in. 

Noch ehe den Sowjets die Antwort auf 
Ihre letzte Mote von dvn Westmächten 
erteilt war, halten sie sich beeilt, diese 
zweite Note abzusenden. Nunmehr wa- 
ren es nicht nur drei Adressaten, son- 
dern 2'A, darunter natürlich auch die. 
genannte „Deutsche Demokratische Re- 
publik" der Pieck >.m<\ Grotewohl. Je 
weiter in solchen Fällen der Kreis der 
Eingeladenen gezogen wird, um so be- 
grenzter pflegt die Ernsthaftigkeit der 
Absichten ZU sein. 

Der Inhalt der Note selbst war keines- 
wegs besonders interessant. Sie enthielt 
überhaupt keine neuen Vor- 
schläge für eine Lösung der deut- 
schen und österreichischen Frage, um die 
es auf dieser Konferenz über ein kollek- 
tives Sicherheitssystem hauptsächlich 

o soll. In di'n Forderungen an den 
ten   ist   Sowjetrußland   allerdings, 

Wenigstens dem Ansehein nach, einen 
Schritt zurückgewichen. Das noch auf 
''er Berliner Aubenministerkonlo! enz 
in Molotow gestellte Ansinnen, das 

System des Nordatlantikpaktes aufzu- 
lösen, wird jetzl nicht wiederholt. Es ist 
kein Zufall, daß sogar einen Tag vor 
Bekanntgabe der sowjetischen Note die 
amtliche Prawda feststellte, daß die 
NATO    kein   Hindernis    sei    für 
den Abschluß eines kollektiven Sicher- 
heitsabkommens in Europa. 

Der   von   Moskau   gewählte   kurz- 
f r i s t i g e K o ii f e r e n Z t e r m i n zur 
Einberufung von rund einem '  i Hundert 
Staaten barg schon in sich einen gro 
Teil (\rv Unaufrichtigkeit, denn auch, der 
Kreml mußte wissen, daß In diesem 
kurzen Zeitabschnitt schon aus tech- 
nischen Gründen die Konferenz Über- 
haupt  nicht   vorbereitet  werden  konnte. 
Es ergibt sich klar der Eindruck, da 
Moskau   denn  auch   mehr um eine De- 
monstration gegen die Pariser Verträge 
als um eme realisierbare Verhandlungs- 
möglichkeil ging, i)ai; der Stoß sich 
gen die Pariser Verträge richtet und hier 
wiederum vorwiegend Im Appell an die 
französische  Öffentlichkeit   und  gewisse 
deutsche    Kreise,   «las   wird   durch 
Drohungen  betont, die  seil  einigen  Ts 
gen    systematisch    aus    allen    Ostblock- 

staaten für (\rn Fall ausgesprochen wer- 
den, daß die Pariser Verträge verwirk- 
licht werden. 

Wohl kaum je bei einer sowjetischen 
Note zuvor haben die Staatsmann«•: 
Westens hinsichtlich der Verfah- 
rensfrage eine so einmütige 
Stellung bezogen, wie dies jetzt im 
Verhältnis zur Sowjetnote und zur Rati- 
fizierung der Pariser Verträge durch 

ident Eisenhower, Premierminister 
Sir Winston Churchill und Ministerprä- 
sident Mendes-France geschehen ist. 
Über die Notwendigkeit, eines Tages 
mit den Sowjets ins Gespräch zu kom- 
men, besteht volle Einmütigkeit, i 
solche Aussprache wird aber selbstver- 
ständlich erst dann für zweckmäßig an- 

aen, wenn der Westen dem Ostblock 
als in sich gefestigtes System gegenüber- 

treten kann, so wie es durch die Pariser 
Verträge geschaffen weiden soll. Das 
Primat der Ratifizierung dieser Ver- 
träge steht also außer Zweifel. Auf De- 
monstrationen einzugehen, bevor die 
Voraussetzungen für politisches Handeln 
gegeben sind, hieße die Arbeit langer 
Jahre zunichte machen und die deutsche 
Position aufs neue gefährden. 

Die Sowjets lassen demgegenüber in 
den letzten Tagen erkennen, daß sie die 
von ihnen vorgeschlagene Konferenz auf 
jeden Fall abhalten wollen. Sie drohen 
dabei mit ..Gegenmaßnahmen". Es Ls1 
Monaten ein offenes Geheimnis, daß 
diese ..Gegenmaßnahmen" die militä- 
rische Blockbildung des Osten sein soll. 
.Man hätte sich also darauf einzustellen. 
daß am 29. November oder auch einige 

später ein neuer Name für das 
'iiden wird, was im Grunde schon 

lange besteht. 
Als s. Zt. in Berlin der sowjetische 

Außenminister Molotow von den west- 
lichen Außenministern auf die alles an- 

Ein Briefwechsel 
Der Vorsitzende der SPD, Erich   O 1 1 e n h a u e r ,   hat am Donnerstag abend an 

den Bundeskanzler die Aufforderung gerichtet, am Freitau vormittag eine Regie- 
i rklärung zur außenpolitischen : zugeben. Gleichzeitig hat er der. 

Sidenten des Bundestages benachrichtigt, daß die SPD-Fraktion einen Antrag betr. 
Viermächteverhandlungen über die Wiedervereinigung Deutschlands eingereicht 
habe, 

Der Bundeskanzler hat nach 
einer Sondersitzung des Kabinetts dem 
SPD-Vorsitzenden mit folgendem Briefe 
geantwortet: 

„Sehr geehrter Herr Ollenhauer! Eben 
erhalte Ich Ihren Brief vom 18. Novem- 
ber mit der Anlage „Antrag der Frak- 
tion der SPD betreffend Viermächte- 
verhandlungen über die Wiedervereini- 
gung Deutschlands". Ich kann zu meiner 
Genugtuung Ihnen mitteilen, daß ich 
gerade heute eine Aussprache mit Herrn 
Botschafter Conant als Vorsitzenden der 
Hohen Kommission über die Beantwor- 
tung der beiden Noten der Sowjetunion 
vom 2:5. Oktober und vom 13. November 
gehabt babe. Ich habe, wie ich das schon 
auf der Londoner und auf der Pariser 
Konferenz und bei meinem Besuch in 
Washington getan habe, auch ihm ge- 
genüber erklärt, daß loh eine Vier- 
mächtekonferenz über die Wiederver- 
einigung Deutschlands In Frieden und 
Freiheit unverzüglich nach dem Inkraft- 
treten der Pariser Abkommen für eine 
dringende  Notwendigkeit   halte 

Ich habe mit dieser meiner Ansicht 
bei allen maßgeblichen Persönlichkeiten 
der  drei ichte   verständnisvolle 
Zustimmung gefunden, und ich zweifle 
nicht daran, daß eine solche Konferenz 
alsdann auch statttinden wird. Durch 
die   Pariser Verträge   werden die Vor- 

bedingungen für die Schaffung eines 
europäischen kollektiven Sicherheits- 
systems auf unserer Seite in weitestem 
Umfange erfüllt. Ich glaube, daß als- 
dann auch der richtige Zeitpunkt ge- 
kommen ist für Verhandlungen des We- 
stens mit der Sowjetunion über die 
europäische Sicherheit. Unter diesen 
Umständen halte ich eine so plötzliche, 
ohne neuen sichtbaren Anlaß vorgenom- 
mene Diskussion des außerordentlich 
umfangreichen und schwierigen Fragen- 
komplexes im Bundestag nicht für för- 
derlich für unser gemeinsames Anliegen, 
sobald wie möglich zu einer Wiederver- 
einigung Deutschlands in Frieden und 
Freiheit  zu   kommen." 

Der Brief des Bundeskanzlers wurde 
vom B u n d e s k a b i n e 11 ein- 
stimmig gebilligt. Auch die Vor- 
sitzenden der Koalitionspartei- 
e n haben ihr Einverständnis mit dem 
Briefe des Bundeskanzlers erklärt. 

In politischen Kreisen wird der kurz- 
fristige Uberraschungsvorstoß, der an- 
gesichts der auch dem SPD-Vorsitzen- 
den bekannten außenpolitischen Situa- 
tion innerhalb weniger Stunden eine 
Regierungserklärung und eine außen- 
politische Debatte forderte, im wesent- 
lichen als wahlagitatorischer Akt zur 
Verwirrung des deutschen Volkes ge- 
wertet. 



Ein Mißklang beim Volkstrauertag 
Von Staatssekretär Dr. Walter 

Strauß, Mitglied des Geschnfts- 
führenden Ausschusses des Evange- 
lischen Arbeitskreises der CDU/ 
CSU, wird uns geschrieben: 

„Am vergangenen Sonntag trauerte 
das gesamte deutsche Volk um seine 
Toten, die Gefallenen beider Weltki 
ebenso wie die in den Konzentrations- 
lagern, Gefangenenlagern und Ge- 
fängnissen Gestorbenen. Allenthalben 
wurden an Gräbern, Ehrenmalen und 
Denkmälern Kränze niedergelegt im 1 
Gedenkfeiern begangen, eine beson- 
ders eindrucksvolle in Gegenwart des 
Bundes]): >n und mit einerDank- 
und Mahnrede des Bundeskanzler im 
Bundeshaus in Bonn. 

Der Hessischen Landesregierung und 
Professor Karl Barth aus Basel blich 
es vorbehalten, die gemeinsame Trauer 
des deutschen Volkes um seine Heim- 
gegangenen durch einen Mißklang ZU 
stören. Beim Staatsakt der Hessischen 
Landesregierung im Landestheatcr zu 
Wiesbaden hielt auf Veranlassung der 
Hessischen Regierung Professor Barth 
die Gedenkrede. Sie gedachte nicht nur 
der Toten, sondern rief zu entschiede- 
ner Abkehr von der Außen- und 
Innenpolitik der. deutschen Bunde 
gierung und der sie tragenden, mehr 
als zwei Drittel des deutschen Volkes 
vertretenden Parteien auf. 

Wir achten von den unsrigen ab'. 
chende politische   Meinungen,  auch  die 
von Ausländern, sofern su 
ter Stelle und zur rechten Stunde aus- 

krochen werden. Der Volkstraucr- 
tag der Deutschen ist nicht die rechte 
Stunde und der Staatsakt einer deut- 
schen La erung nicht der 
eignete Ort, um uns von Professor Barth 
über deutsche Politik und die L 
Deutschlands Im kalten Krieg beleh- 
ren ZU lassen". 

* 

Auch die hessische Landesregieru 
die  vorher  bereits   gewarnl   war,   hal 
sich  in einer Erklärung von  verschie 
denen  Aui.i. rungen   Dr.  Barths  distan- 
ziert.   Sie   vertrat   die   Ansicht,   daß   der 
von   Prof.   Barth   gemachte   v 
auf    einen    Bewaffnungsverzicht    nicht 
nur an die deutsche Bundesrepublik zu 

nebten sei, sondern an alle ihre Nach- 
barn und Inbesondere an jene Mächte, 
die das Schicksal der Well in stärke- 
rem Malle bestimmten als Deutschland 
Schließlich sei es nicht angängig, or.! 

sationen als Freiheitskämpfer zu 
feiern, die während des Gewaltregimes 
des Dritten Reiches das eingestam 
Ziel verfolgt hüllen, ein  neues Gewalt- 

Ime an seine Siehe zu set/en. p 
Barth halle die aus dem Gedanken 
Freiheit und Menschlichkeil handeln- 
den Widerstandskämpfer dadurch be- 
leldigt, daß ( r ihnen die Mitarbeiter 
<\rv kommunisl ischen Spionageorgani- 
sation „Rote Kapelle" gleichstellte. 

Die   Rede   Barths   hat  auch  in Bonn 
Proteste  sowohl   der  CDU/CSU-Bundes- 

Craktion   wie   des  hessischen   RDP- 
Landi allen   Euler ausgelöst 

PAO.pag.atidaakUo.tiah, das Oste.h.6 
Polizeiliche Maßnahmen gegen die so- 

wjetzonale Propagandaaktion d ir Ein 
Ladung westdeutscher Kinder in die 
Sowjetzone lehnte Bundesminister Ja- 

kob Kaiser In einem Presseinterview 
als unzweckmäßig ab. Er erklärte: 

Die   Kinder verschic k u n g   In 
die Sowjetzone ist In der Tal ein sehr 

tes  Problem, das aber weitgehend 
auf der Landes- und kommunalen Ebene 

1    werden   muß.   Die   Sowjotzon. n 
I   in   diesem  Jahr   elv . 

Millionen   Alark   für die   Aufnahme  von 
Kindern  aus  (\rv   Bundesrepublik   zur 
Verfügung   gestellt   Das   ist   beinahe  die 
doppelte Summe,  die dem  Bundesmini- 
sterium für gesamtdeutsche Fragen In i- 

r zur 

Moskaus Politik der Demonstrationen 

dere als friedlichen und berechtigten Zu- 
stände   in   den   Oststaaten   hin 
wurde, behauptete er kühn, es 
keinen Ostblock! Die neui tische 
Note und also erst recht der vermutliche 
Beschluß   der   Sowjets   auf   Abhall 
ihrer  angekündigt« n   Separatkonferenz 
fußen offensichtlich auf d Isten 
Behauptung. „Alle Well  weiß freilich", 
so schrieb der DUD bereits am 16. Fe- 
bruar dieses Jahres,  ..dab der l 
trotz   aller  Dementis   vorhanden   ist 
ist Tatsache kraft der Ost- und Süd 
europa beherrschenden Stellun 
wjetunion. Er existier! aber auch völ- 
kerrechtlich,  und  zwar auf Grund  Von 
17 Vertrauen, die in den Jahren 1943 
194!» n  wurden.  Sie  nennen 
sieh „Vertraue über Freundschaft, Zu- 
sam: Bei- 
stand" und sind ihrem Typus nach einer- 

n- und Konsultationsver- 
träge, andererseits Garantie- und Bü id- 
nisvertr; Kriegsfall", auf den sie 

schnitten   sind,   ist   m< - ben 
beim Vorliegen einer „Agression" 
tens    Deutschlands    oder mil 
Deutschland „unmittelbar oder in Irj 

r andern Form" in dei 
Politik   verbündeten   Staates    An 
Yen i tall auch bei 
Vorliegen ein elie- 

D dritten Staates als gegeben, 
bolschewistische Ost- und Südosteuropa 
ist durch ein dichtes  Netl 

[e mit der Sowjetunion und  unter- 

einander verbunden. Solche bilateralen 
Verträge bestehen zwischen drv Sowjet- 
union. Bulgarien, Polen, Rumänien, der 
Tschechoslowakei   und   Ungarn.   Jeder 
dieser Staaten ist mit jedem <i e. er Staa- 
ten durch einen b | ver- 
bunden.   Albanien   isl   durch  einen   \ 
brag mil Bulgarien dem Ostblock auch 
tormal angeschlossen. Politisch wird der 
Ostblock auch durch das Kominform 
zusammengeschlossen. Dem am ^.r>. I. 
Hill) gegründeten Osteuropäischen Wirt- 
schaftsrat (Komekon) gehöii auch die 
Sowjetzone an." I i »ße, seil lan- 
gem bestehende Bündnissystem, das so- 

ein Satelliten härfster Aus- 
. urde auch militärisch y>>n\ 

rüstun !  fest  untermauert. 

Daß   die   sowjetisch   besetzte   /.one 
Deutsch! ohl militärisch als auch 
politisch de facto ein Teil die 
blocksystems  darstellt,   kann  ebenfalls 
nicht    bezweifell    werden.    Diesem    de 
Cacto-Zustand konnte allerdings auf der 

kauer    Konferenz 
ein de-jure-Zustand folgen, der an der 
bisherigen   tatsächlichen nig 
andern    würde,    f.-    gib!    daher    keinen 
plausiblen Grund, praktische politl 
Erwägungen gerade in diesem  Au 
blick    VOn   einer   Demons!rat ion    beein 
Müssen zu lassen, die schließlich doch 
nur beweist, daß der bisher eingeschla- 
gene ist. Nur so kann 
der   Westen  nuf einer   vernünftigen   und 
erfolgversprechenden Basis mil den So 

an   den    Konteren/t i. eh   kommen. 

ami im laufenden h'echnun.e.sjah 
Verfügung steht. 

F.s wird vor allem die Aufgabe der 
verantwortlichen Stellen in der BundtÄ 
republik sein, den Kindern unbeiiiittB 
ter Eltern die Möglichkeit zu geben, auch 
in der Bundesrepublik ihre Ferien ohne 
Belastung d<is schmalen elterlichen Geld- 
beutels zu verbringen. Es isl auf die 
Gebiet gewiß viel geschehen, abei 
Tatsache, daß in diesem Jahr etwa 

10 Minder in die (»stzone gereist sind 
beweist, daß noch mehr geschehen muß 
um den direkten politischen Einfluß der 
Sowjetzone auf die Kinder und die indi- 
rekte kommunisl i ehe Werbung, die sich 
an das Elternhaus richtet, herabzu- 
mindern 

i i doch so, daß nach der Rückkehr 
üi-v Kinder in die Bundesrepublik die 
Verbindung r,\\(\ Beeinflussung durch die 
Sowjetzone nichi abreißt und daß auf 

eine kommunistische infil- 
tration erfolgt." 

Zur     E i n l a d u n g     von    west* 
d e U I  S c h e !>   A r heil e r d e I e g ,.,'( j . 
o n e n   in sowjetzonale Betriebe stellte 
i lundesmlnister Kaiser Cesl: ^ 

fC 
..I »ies Isl eine Frage, mil dn sieb vor 

allem   der    D e u ts c he    G e w .• r u - 
s c h a f t s b u n d     und    die    einzelnen 

tungen beschäftigen sollten. Für 
den Empfang von westdeutschen Arbei- 
terdelegationen   hal   die   Sowjetzonen- 

lerung  In diesem Jahr   6 0   :\l i n j - 
onen   Mark   zur Verfügung  gestellt 
Dee Mittel stammen aus dem Ste 
aufkommen und aus /.wan 
Arbeiter in der Sow.jelz.one. Ein offi 
(resprach  zwischen  westdeul :chen 
Ostdeutschen Arbeitern   ist, wie sich  ehe 

idfrel hen 111  hat, bei diesen 
uchen   nicht  möglich.   Die   Arbeiter 

aus der Bundesi epublik werden voi 
schulten Sl 11 Funktionären ständig 
gleitel uw<\ abgeschirmt, und v. enn ein- 
mal ein Arbeiter im ( )sten seinem 11, 
I.ufl    macht,   muH   er   befürchten, 
einem Spitzel in seinem Betrieb denun- 
ziert ZU   werden. 

Wir   werden   diese   Reisen   natüi 
nicht verbieten, wir müssen jed 

gnete Aufklärung itätigkeil der kom- 
munistischen     Propaganda     e 
wirken." 



D. Dr. Eugen Gerstenmaier Bundestagspräsident 
Mit Eugen Gerstenmaier hat ein Mann 

die Nachfolge Hermann Ehlers ange- 
treten, der gleich dem Verblichenen der 
jungen Generation profilierter evange- 
lischer Politiker angehört. Kirchliches 
Amt, Kampf gegen die soziale Not. Aus- 
ländserfahrung und Intensive Beschäf- 
tigung mit der Außenpolitik in verant- 
wortungsvollen Aufgaben haben den 
Politiker Gerstenmaier geformt, wäh- 
rend der Christ und Mensen Gersten- 
maier sich in den Jahren der national- 
sozialistischen Ära vor harte Bewäh- 
rungsproben gestellt sah, die er dank 
der Festigkeit seines Charakters bestand. 

„Sie haben entschieden. Ich gehorche", 
erklärte   Dr. Gerstenmaier   vor   seinen 
politischen  Freunden, als die Wahl in 
der   CDU/CSU-Bundestagsfraktion   die 
Benennung seiner Person für das Amt 
des Bundestagspräsidenten ergeben hatte. 
Und indem er dem Rufe Folge leii 
gelobte er gleichzeitig, sein hohes Amt 
zur    Ehre    unseres    Volkes    auszuüben. 

e Auffassung ist ein beredtes Zeug- 
. -'s    für   die   Denkungsart   des   neuen 

i.!;spr;isidenten   und   gleichzeitig 
Gewähr dafür, daß das freigewählte 

deutsche  Parlament  auch  künftig  von 
n   überzeugten,   aufrechten   Demo- 

kraten 11 präsentierl werden wird. 
Bundestagspräsident Dr. Gerstenmaier 

verdient     - das hat auch seine erste Rede 
nach der Übernahme des Präsidenten- 

en das Vertrauen aller 
deutsch in Demokraten. Seine Bewäh- 
rung im Kontakt mit ausländischen 
Politikern sicherl ihm überdies die Wert- 

tzung der übrigen freien Welt 

Gewisse    Begleiterscheinungen    der 
identenwahl dürften  allerdings  In 

der Geschichte der deutschen parlamen- 
chen   Demokratie  einzig  dastehen. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hatte 
als  stärkste  Fraktion  des Bun 
das   unbestrittene   Recht,   den  Bundes- 

denten   zu   stellen   und   einen 
Kandidaten vorzuschlagen, der das Vcr- 

/ 

trauen des gesamten Hauses verdiente. 
Daß Dr. Gerstenmaier schon kraft sei- 
ner Haltung als Mensch wie als deut- 
scher und europäischer Politiker in Ver- 
gangenheil und Gegenwart dieses Ver- 
trauens würdig ist. wird im Ernst 
niemand zu bezweifeln wagen. 

Nachdem die Wahl der CDU CSU- 
Bundestagsfraktion auf die Person Dr. 
Gerstenmaiers gefallen war. wurden 
hiervon die Fraktionen sowohl der Oppo- 
sition wie der Koalitionsparteien in ge- 
höriger Weise unterrichtet. Gleiches ge- 

il im Ältestenrat des Bundestages. 
Offensichtlich hat es der stellvertretende 
Vorsitzende der FDP-Bundestagsfrak- 
tion, Martin Euler. unterlassen, seine 
Fraktion entsprechend zu informieren. 
Tatsache bleibt jedoch, daß dem Vor- 
schlag der CDl' CSU an keiner der ge- 
nannten Stellen widersprochen wurde. 

Um so unverständlicher sind die wür- 
delosen Vorgänge, die sich darauf im 
Bundestag abspielten und die aller 
parlamentarischer Tradition ins Gesicht 
schlugen. Sie führten dazu, daß die CDl' 
CSU den von ihr nach bewährten parla- 
mentarischen Spielregeln benannten 
Kandidaten gegen den Widerstand der 
übrigen Fraktionen durchsetzen mußte. 
Der Beobachter hatte dabei den pein- 
lichen Eindruck, als ob BS hier nicht — 

vorgegeben winde — um formale 
;e ging, sondern um eine politische 

Demonstration, bei der man bereit war. 
bisher bewährte Traditionen ohne Be- 
denken  beiseite zu schieben. 

Was am Pi. November 1954 im Bundes- 
chah, rechtfertigt eine ernste 

Warnung: :\ian hüte sich, die parlamen- 
tarische Demokratie im Volke zu diskre- 
ditieren! Wohin ein solches Beginnen 
fuhrt, haben die Ereignisse des Jahres 
1933 und der folgenden Zeit mit er- 
schreckender Klarheit bewiesen. Den 
Anfängen widerstehen, heißt hier, der 
Sicherung der Demokratie und damit 
der   Freiheit   dienen. 

JZecjfi mid   IDiirde <led 'Parlamente 
Aus der Antrittsrede des neuen Bundestagspräsidenten 

„Zögernd und nicht ohne Bedenken 
Crete ich das Erbe des großen toten Prä- 

Deutschen Bundestages an. 
Im Anblick des Vermächtnisses, das er 
hinterlassen hat, ehren mich Ehr Ruf 
und Ihr Vertrauen noch mehr, als sii 
ohnehin täten." Mil di< >< a Worten be- 
gann D. Dr. E u g en G e r s t e n m a i e c 
als neugewählter Präsiden! seine An- 
trittsrede. Er versprach, den von Her- 
mann Ehlers In die Worte gefaßten 
Auftrau zu erfüllen, „die besondere 
Stellung des Parlamentes in dw Ord- 
nung unseres Volkes zu wahren, sie mit 
Leben ZU erfüllen  und sie notfalls aueh 
zu verteidigen."   i >enn 

, Dieses   Parlament   hat    sein' 
und   seine   Wurde  vor  allem  darin,  daß 
es   gesonnen   ist.   die   Freiheit   und   das 

:,! nicht nur zu proklamieren, son- 
dern es unter allen Umständen auch zu 
praktizieren In der Gestaltung des Staa- 
tes, in dor ( Gesetzgebung und In der h 
trolle der Verwaltung. Die Würde di 
Hauses beruht deshalb nichl darin, eine 
Stätte weihevoller   Harmonie   zu sein. 

Dieses Haus ist weder der feierlichen 
Zeremonie noch dorn repräsentativen 
Auftritt der politischen Prominenz ge- 
widmet. Die Würde und der Rang dieses 
Hauses beruhen allein darin, daß hier 
freigewählte Männer und Frauen in der 

en Mühsal des Alltags gegen oft ge- 
waltige Widerstände nach bestem Wis- 
sen und Gewissen einen festen, klaren 
Weg für ihr Volk suchen." 

Und ..nicht das geglückte Wort und die 
gelungene Rede, sondern die vor Gott 
und der Geschichte bestehende Tat ge- 
ben diesem Hause Hang und Wort". Zu 
der CJnumgänglichkeit einer freien und 

schminkten Aussprache im Bundes- 
erklärte Dr. Gerstenmaier: 

„Dieses    Parlament     muß    von     dem 
deutschen Volk verlangen, daß es auch 
die hin und wieder scharfe, aber glück- 
licherweise meist unpathetische Ausein- 
andersetzung In diesem Hause würdigt 

dlichen Ausdruck des Be- 
mühens um die rechte Entscheidung, um 
dm rechten Weg für unser Volk in den 
Fährlichkeiten der Zeit." 

Aber wenn auch die politischen Ge- 
atze schärfer und vielfältiger sind. 

als man zunächst annehmen möchte und 
wenn das auch nicht unter allen Um- 
stünden so zu sein brauchte, so ist doch, 
wie Dr. Gerstenmaier. nicht zuletzt unter 
dem Eindruck der klassischen Totenrede 
des Vizepräsidenten auf den verstorbe- 
nen Präsidenten feststellte, das Fun- 
dament des freiheitlichen 
Rechtsstaates von allen Par- 
teien anerkannt, ebenso wie das 
gemeinsame Streben aller vertretenen 

ifte nach Recht und Wohlfahrt des 
ganzen deutschen Volkes in West und 
Ost. Zwei Gesichtspunkte stellte der 
neue Bundestagspräsident als Aufgabe 
und Arbeitsmethode heraus: 

..Die meisten Völker der Erde, sicher 
wir Deutschen, sind tief hineinge- 

zogen in den Kampf der Massen- 
w e 1 t u m i h r e F o r m. Von den Fun- 
damenten des freiheitlichen Rechtsstaa- 
tes aus kann dieser Kampf nur geführt 
werden in der Verteidigung der Freiheit 

Einzelnen und der gewachsenen Ge- 
meinschaften, und er darf nur geführt 
werden mit dem Ziel, den Vorrang 
des Rechtes vor der Macht zu 

in. Sein Sinn ist nicht, möglich.-'. 
viel, sondern möglichst wenig Staat — 

endige aber klar, fest und ge- 
reeht."'   Und: 

Für echte Toleranz 
..Wenn uns dazu auch in unserer par- 

lamentarischen    Arbeit    etwas   nottut. 
dann ist es T o 1 e r a n z. Damit ist nicht 
jene   unbeteiligte   Indifferenz   gemeint, 
die sich gleichermaßen von der Wahr- 

ts frage    wie   von    der   persönlichen 
ntwortung dispensiert. Es ist damit 

leint eine Haltung, die über subjek- 
Gcfühlslagen     und     persönliches 

Wohlwollen  hinaus im  Willen  und Be- 
wußtsein   verankert   ist.   Toleranz   ist 
nicht «leichbedeutend mit der Anfällig- 
keit zu faulen Kompromissen, sondern 
mit der Bereitschaft zum sach- 

echten, vertretbaren Aus- 
gleich. Toleranz heißt in unserem Be- 
reich vor allem Verzicht  auf Prestige- 
politik   und   den   Versuch,  dem Gegner 
das Gesicht und die Chance der Wahr- 
heit zu nehmt 

Als Beispiel nannte Dr. Gerstenmaier 
die Stellung gegenüber dem ..verwunde- 
ten   Gewissen    vieler    ehemaliger    Ge- 
folgsleute des Nationalsozialismus". Er 

arte: 
..Wir  haben  in  diesem Hause getan. 

wir   konnten,   um   nicht   nur  der 
äußeren     Wiedervereinigung      unseres 
Volkes zu dienen, sondern auch um die 

ere        Wiedervereinigung 
aller   Deutschen   zu   ermöglichen. 

Bundestag   war   der Überzeugung, 
daß  jedem  eine  faire Chance  gegeben 
werden   müsse   in der Erkenntnis der 
Wahrheit sich von seiner Vergangenheit 
und ihrem Irrtum zu trennen und ein 
Freier unter Freien in der erneuerten 
Gemeinschaft unseres Volkes zu sein. Ich 
glaube, daß wir dabei auch in Zukunft 

Chieden   bleiben   sollten.   Aber ich 
glaube ebenso, daß es wichtig ist, daß 
diese    Toleranz    nicht    mißverstanden 
wird. Wir tolerieren den Mann, der sich 
von der niedrigen Ideologie der Tyran- 
nei   getrennt  hat. Aber wir sind   nicht 
bereit, diese Ideologie zu tolerieren und 
ihre heimliche oder gar offene Rückkehr 
zuzulassen." 

Ch   einer Bitte an   Presse  und 
R undf u n k um Unterstützung, stellte 



Die Reform der Beamtenbesoldung 
(Von besonderer Seite) 

Die Erörterungen der Beamtenbesoldung und der Besoldungsreform gehen viel- 
fach von falsehen Voraussetzungen und Vergleichen aus. Die zweimaligen Erhöhun- 
gen nicht der Bruttogehälter, sondern nur der Grund gehälter waren echte Tcuc- 
rungsmalmahmen, die infolge der Verteuerung der Lebenshaltung durch den 
Koreakrieg vorgenommen wurden. Zur Zeit geht die Erörterung um neue Teue- 
rungsmaßnahmen, um die Teilnahme an der Ausweitung des Sozialprodukts, um 
den Vergleich mit der Erhöhung der Bezüge der Angestellten und Arbeiter, auch 
um die Nachholung von Verlusten durch die schlechte Besoldung bei der Währungs- 
umstellung und unmittelbar nach ihr. 

Die prozentualen Teuerungsmaßnah- 
men haben das Ergebnis gehabt, daß 
sieb die Nivellierung der Gehälter 
immer gesteigert hat. Die Einwendung 
der kleineren Gehaltsempfänger, daß 
die prozentualen Teuerungsmaßnahmen 
bei den höheren und hohen Gehältern 
über den Grad der Teuerung hinaus- 
gehen, wäre berechtigt, wenn die Nivel- 
lierung der Gehälter durch die jahr- 
zehntelange Besoldungspolitik und die 
prozentualen Zulagen sich nicht dau- 
ernd fortgesetzt hätte. 

Der Vergleich mit den Löh- 
nen der Angestellten und Arbeiter ist 
deshalb z.T. unrichtig, weil sie zur Zeit 
Konjunkturlöhne darstellen. Bei einem 
Rückgang der Konjunktur führt die 
Senkung der Unkosten nicht zu einem 
Rückgang der Löhne, sondern zu Ent- 
lassungen der schwächeren oder erst 
später eingestellten Arbeitskräfte Dau- 
ernd beeinflußt die Steigerung der Per- 
sonalkosten die Rationalisierung, die In 
Zeiten steigender Ausweitung der Wirt- 
schaft auf dem Arbeitsmarkt nicht In 
Erscheinung tritt, bei schwacher Be- 
schäftigung oder bei ausgesprochenen 
Krisen die Arbeitslosigkeit  steigert, was 
bei der Rationalisierungskrise nach 1925 

Recht und Würde des Parlaments 

Dr. Gerstenmaier drei „L e i t b i 1 d e r" 
heraus: 

1. Eine   großzügige   und    großhei. 
Ordnung der sozialen Gerecht!] 

2. Die Wiederherstellung der n a t i o- 
n a 1 e n   und   gebietsmäßi- 

n Einheit des deutschen Vol- 
kes mit der Sicherung seines 
Bodens  und seiner Freiheit 

3. Die   Einigung   Europas. 

Er zitierte hier die Worte Paul Lo- 
bes, des Alterspräsidenten bei der Er- 
öffnung des ersten  Deutschen  Bundes- 

s, in denen er auf den Verzicht des 
Grundgesetzes auf gewisse Souveräni- 
tätsrechte hingewiesen hatte und davor 
gewarnt    hatte,    sich    durch    Anfangs- 
schwierigkeiten vom Ziel Buropa ab- 
schrecken zu lassen. 

Mit   einem   Bekenntnis   zur   inneren 
pflidltung  gegenübei-   den   Männern 

des deutschen Widerstandes, ihrem Ster- 
ilen   und  ihrer  inneren   Gemeinsamkeit, 
trotz der Herkunft   aus   verschiedenen 
politischen Richtungen, schloß Dr. Ger- 
stenmaier: 

„Möchte es uns im Blick auf ihr Ver- 
mächtnis geg< :. daß wir, meine 
Kolleginnen und Kollegen, uns mit Got- 
tes Hilfe, zum Segen unseres Volkes und 
ZU Seinem Frieden im Kampf und in der 
Zusammenarbeit mit Respekt begegnen. 
und wo es nottut, uns über uns selbst 
erheben. Dessen bedarf dai Vaterland." 

und bei der Weltwirtschaftskrise nach 
1929 sehr scharf in Erscheinung getreten 
ist. Während der Weltwirtschaftskrise 
zwang die Sicherung der öffentlichen 
Haushalte und der Währung zu einer 
Kürzung der Gehfilter Im öffentlichen 
Dienst und von sozialen Leistungen, 
was manche Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes nicht verstanden haben 
oiler nicht verstehen wollten. Die Ver- 
waltung hat aber In Krisenzeiten einen 
Höchststand der Beschäftigung durch 
krisenwirtschaftliche und soziale Maß- 
nahmen. Die Vertreibung und Entlas- 
sung von Beamten im Jahre 1048 war 
eine einmalige Folge einer großen ge- 
schichtlichen Katastrophe. Bei dem Vei 
gleich mit den Angestellten und Arnei 
tern wird das K 0 r r e 1 a 1 d e r R u h e - 
gi hälter und der Hintoi hliebenen- 

Orgung immer wieder außer Be- 
trachl gelassen. — Steigende Gehälter 
und Löhne finden ihre Grenze bei der 
Unmöglichkeil der Ausweitung der Wirt- 
schaft, was in Schweden vor Längerer 
Zeil   In  Erscheinung getreten  ist  und zu 
Stillhaltevereinbarungen geführt  hat, 

Die   Erhöhung   der   Besoldungen    im 
öffentlichen Dienst geht immer über die 
öffentlichen Haushalte und steht in i 
stem Zusammenhang mit allen öffi 
liehen Finanzmaßnahmen. Die Erhö- 
hung  der  Gehfilter  der   Beamten  und 
Angestellten   des   Bundes,   der   1.under 
und   Gemeinden   und   der   Versorgin 
bezüge   um   ein    Prozent    bedeutet   eine 
Steigerung   des   finanziellen   Aufwandes 
um loo Mill. DM. Kin innerer Zusam- 
menhang der Gehfilter dn- Beamten mit 
den Gehältern und Löhnen In der Wirt- 
schaft und ein gegenseitiges Sichaus- 
gpielen Ist deshalb nicht gegeben, und 
e     Igt   ein   Felder,   den   Ansehein   eines 

hen Zusammenhanges zu erwecken. 
Die    e r w a rt ei e     15 e s o 1 d u n g s - 

i e f 0 r m  ist  aber zum Teil eine andei e 
Maßnahme als die (in Letzten prozen- 
tualen Erhöhungen dn Gehälter. Sie I i 
eine Reform des Besoldungs- 
systems, und nach trüberen Mittel- 
lungen des Bundesfinanzministers eine 
Erhöhung   der   Anfangsgehälter,   eine 
Abflachung dri Steig.'rung mit dem Be- 
soldungsdienstalter,  eine  stärkere  Be- 
rÜCksichtigUng der Leistung und Ver- 
antwortung,   eine   Berichtigung   der  ein 
getretenen      Nivellierung      dvv      Bezüge, 
eine   Änderung    <UT    Bemessung    von 
Bezügen nach dvn überholten Orts- 
klassen und die- Verwertung noch 
anderer    Erfahrungen    Vor   allem   | i 
aber die neue Bewertung von Dienst- 
stellen  mioige in uer oder veränderter 
besonders auch technischer Aufgaben  ini 
Bundesdienst   vorzunehmen.   Eine   wei- 
t< ie  schwierige  Krage  Ist   nach der An- 
schauung   der  Hundes-   und   I .nuclei ver 
Wallungen    die    Fl von     l'.esol- 
dungsrahmenvoi sein iften.   da   die   Auf- 

n   der   Bundes-,   der   Lander-   und 

der Gemeindeverwaltung sehr verschie- 
den sind. Die zu enge Festlegung von 
Dienstgruppen und die Erschwerung der 
Bewertung von Dienststellen würde 
Entwicklung von Verwaltungsaufgaben 
hemmen, was sieh bei der Besoldungs- 
ordnung der nationalsozialistischen Re- 
gierung  klar gezeigt   hat. 

Die Gestaltung der Besoldungsver- 
hfiltnisse tafingl deshalb zur Zeit von der 
Dauer dw Vorlage d.rr großen Besol- 
dungsreform, der Ausdehnung unserer 
Wirtschaft, der Wirkungen der Steuer- 
reform und von den internationalen 
Markt-und Preis Verhältnissen ab. Diese 
Darlegungen bejahen die Notwendig- 
keit    einer   neuen   Ordnung   der   Besol- 
dungsverhfiltnisse im öffentlichen Di« nst 
zeigen   aber   auch   die  ganze  schwierige 
Problematik  dieser  Aufgabe. 

Dr. Wuermeling: 

Kindergeld  und Ehepartner- 
steuer 

Bundesfamilienminister Dr. Wuerme- 
ling wies auf einer CDU-WahlkundgtJR 
bung in Dieburg darauf hin, daß . 
die Rentner und Arbeitslosenunterstüt- 
zungsempfänger ab Januar vom dritten 
Kind an 25,— DM Kindergeld erhalten 
würden. Unwahrhaftig sei es, zu ver- 
breiten. Rentner und Witwen hätten 
keinen Anspruch auf ein erhöhtes Kin- 
dergeld.  Kr sei  überzeugt, daß das Kin- 
dergeldgesetz zum Erfolg führen werde, 
wenn kein Sabotageversuch gemacht 
würde. Dr. Wuermeling gab der Hoff- 
nung   Ausdruck,  daß  die  Steuerreform 
am 1. .Januar 1955 in Kraft treten könne. 
Durch die vorgesehene gemeinsame Ver- 
anlagung di'\- Ehepartner solle schrei- 
ende.-; Unrecht beseitig) werden. Es 
gehe nicht an, daß ein Vater 
von l'iinl' Kindern mit 900 DM 
Einkommen ebensoviel S t e u - 
ern zahlen mü s s e wie kinder- 

Eheleute,   die   beide   je 
4 5 0,—   DM   Einkommen   hätten 
Bine familiengerechte Steuerpolitik dürfe 
nicht die Tendenz haben, die Mutter aus 
dem Hause  in die  Fabriken zu  locken, 
sondern müsse der Frau und Mutter ali*} 
denkbaren     Krleicld.erun.geii      für     ihr~ 
eigentliche Aufgabe geben. 

Zum Wahlkampf In Hessen sagte Bun- 
desminister   Wuermeling,   di-r   Wähler 
habe   es   in   der   Hand,   das    kollektive 
sozialistische System aus der Verant- 
wortung, zu drängen. Es gehe dabei um 
die Frage, Ob die Politik der Bundes- 
regierung rieht ie. gewesen sei. Die wirt- 
schaftlichen    und    politischen    Erfolge 
gaben eine eindeutige Antwort. 

2,3 Millionen Krafträder 

Am   1.  Juli   L954   wurden   in  der  Bun- 
de .republik    2,3    Millionen    Krafträder 

Mi;   davon   gehören   66,8°/o  Arbei- 
tern und Angestellten gegen 58,1% im 
Vorjahre.    In   diesen   Zahlen   sind   aber 
nicht die rd. 450 000 Mopeds eingei 
net, die nicht der Zulassung unterin 
und daher nichl i tatistisch erfaßl wer- 
den. 

Im Hundesgehiel sind jetzt -17 Kraft- 
räder ie looo Einwohner gemeldet, ge- 
genüber 41   im Vorjahr und 43,1   am  1. 
Januar 1954. 
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A II c 4 Bundestag 

Dr. Gerstenmaier zum Bundestagspräsidenten gewählt 
Als Nachfolger des verstorbenen Bundestagspräsidenten 

Dr. Hermann Ehlers wurde am 16. November der CDU- 
Abgeordnete Dr. Eugen Gerstenmaier vom Bundestag 
im dritten Wahlgang mit 204 Stimmen bei 15 Enthaltungen 
gewählt. 190 Stimmen waren auf den Berliner CDU-Ab- 
geordneten Ernst Lemmer gefallen. Entgegen dem parla- 
mentarischen Brauch schlossen sich im ersten Wahlgang 
nicht alle Fraktionen dem Vorschlag der größten Fraktion, 
der CDU/CSU an, so daß Dr. Gerstenmaier nicht die vor- 
geschriebene Mehrheit erhielt. Von dem Berliner FDP- 
Abgeordneten Prof. Reif wurde dann im zweiten Wahl- 
gang der Abgeordnete Lemmer vorgeschlagen, auf den 
auch beim dritten Wahlgang weitgehend die Stimmen der 
SPD und vieler Abgeordneten der anderen Koalitionspar- 
teien fielen. In einer im Anschluß an den ersten Wahl- 
gang stattgefundenen Sitzung der CDU/CSU-Fraktion be- 
schloß diese, an der Kandidatur Dr. Gerstenmaiers festzu- 
halten. SPD und Teile der FDP hatten sich beim ersten 

I Wahlgang ihrer Stimme aus Protest dagegen enthalten, daß 
vorher mit den Fraktionen angeblich nicht Fühlung ge- 
nommen worden sei. Von der CDU CSU-Fraktion wurde 
dem jedoch entgegengehalten, daß die Mitteilung über die 
Nominierung von Gerstenmaier an die anderen Frak- 
tionen in aller Förmlichkeit erfolgt sei. 

Der neue Bundestagspräsident steht im 48. Lebensjahr. 
Seine politische Haltung erwuchs aus dem Widerstand 
gegen den Nationalsozialismus. 1934 wurde er als Theo- 
loge und angehender Dozent zum erstenmal verhaftet. 
Drei Jahre später, nachdem er sich an der Berliner Uni- 
versität habilitiert hatte, wurde ihm das Lehramt ent- 
zogen. Für die aktive Teilnahme am Aufstand des 20. Juli 
1944 erhielt er sieben Jahre Zuchthaus. Nach Kriegsende 
wurde auf seine Anregung das Evangelische Hilfswerk 
gegründet. Als Leiter des Hilfswerks wurde er 1948 — als 
erster Deutscher — vom amerikanischen Präsidenten Tru- 
man empfanden. 1949 winde Gerstenmaier als CDU-Abge- 
ordneter in den ersten Bundestag gewählt. Er machte sich 
;,l temperamentvoller Redner bald einen Namen. Sein 
besonderes Interesse galt der Außenpolitik. Im zweiten 
Bundestag wurde er zum Vorsitzenden des Außenpoliti- 
schen Ausschusses gewählt. Zusammen mit seinem Lands- 
mann Kurt-Georg Kiesinger, der den Außenpolitischen 
Arbeitskreis der CDU leitet, war Gerstenmaier der außen- 
politische Sprecher der Koalition im Straßburger Europa- 

- rat. Auch in den Verhandlungen um die Saarfrage und im 
y'Montan-Parlament ist Gerstenmaier hervorgetreten. 

(Auszüge aus der Rede, mit der Dr. Gerstenmaier das 
Bundestagspräsidium übernahm, veröffentlichen wir im 
allgemeinen Teil.) 

20. November 1954 

A IV 11 a Allgemeines 

Elf Millionen Wohnungen 

Der Wohnungsstand in der Bundesrepublik hat im Jahr.' 
1953 um 512 500 (4,9 %>) auf 10,96 Millionen zugenommen; 
die Zahl der Räume um 1 787 700 (4,2 %) auf 44,27 Mil- 
lionen. Die geringere Zunahme der Raumzahl ist eine 
Folge des Umstandes, daß trotz Erhöhung der durch- 
schnittlichen Größe der fertiggestellten Wohnungen die 
jetzt gebauten Wohnungen im Durchschnitt immer noch 
erheblich kleiner sind, als die im Wohnungsbestand vor- 
herrschenden Wohnungen BUS der Zeit bis zum zweiten 
Weltkriege. Gegenüber dem Wohnungsbestand bei der 
Wohnungszählung vom 18. 9. 1950 betrug die Bestandszu- 
nahme 16,2%. Einschließlid) der seil der Währungsreform 
neu- oder wiedererbauten Wohnungen dürfte der Anteil 
,i, i ogenannten „Neustwohnungen'' amGesamtwohnungs- 
bestand zwischen 20 und 88Vi liegen.      20. November 1954 

Die In Arrhivteil der .Union in Deutschland' wiedergegebenen Vorgänge 
und Mi-iiiuiii|s.iiillfiiiii()i'n bedeuten keine Stellungnahme der Redaktion, 
sondern   dienen    lediglich   registrierend   der   Unterrichtung   unserer   Leser 

A I a Auswärtige Beziehungen 

Sowjets schlagen kollektives Sicherheitssystem vor 
Die Sowjetunion hat am 13. November überraschend 

vorgeschlagen, zum 29. November nach Moskau oder Paris 
eine gesamteuropäische Konferenz einzube- 
iiilVn, auf der die Schaffung eines Systems der kollek- 
tiven Sicherheit in Europa erörtert werden soll. 
Die Note mit der Einladung wurde an 23 europäische 
Staaten sowie an die USA gesandt. Die Sowjetregierung 
schlägt darin die Bildung eines Systems der kollektiven 
Sicherheit in Europa vor, an dem sich alle europäischen 
Staaten „unabhängig von ihrer gesellschaftlichen und 
staatlichen Ordnung" beteiligen sollten. Selbstverständ- 
lich habe auch jeder Staat das Recht, eigene Vorschläge 
zu machen. Gegenüber den „Gefahren", die die Bewaff- 
nung Westdeutschlands heraufbeschwören würde, werde 
ein System der kollektiven Sicherheit eine feste Grund- 
lage für die friedliche Zusammenarbeit aller europäischen 
Staaten bilden und die Regelung der deutschen Frage er- 
leichtern, denn damit würde das gegenwärtige Haupthin- 
dernis für die Wiederherstellung der deutschen Einheit 
beseitigt, das in den „Plänen zur Verwandlung West- 
deutschlands in einen militaristischen Staat und zu seiner 
Einbeziehung in aggressive militärische Gruppierungen 
zum Ausdruck komme". 

Bundeskanzler Dr. Adenauer bezeichnete den 
sowjetischen Vorschlag, eine Konferenz über die Schaf- 
fung eines kollektiven Sicherheitssystems einzuberufen, 
als direkten Erfolg der in London und Paris mit 
der Bildung der westeuropäischen Union eingeschlagenen 
Politik. Eine solche Konferenz bedürfe jedoch eingehen- 
der Vorbereitung, und man könne dem Gedanken daher 
erst nähertreten, wenn das Pariser Vertragswerk von den 
beteiligten Staaten ratifiziert worden sei. Die Tatsache, 
daß die Sowjetunion für die vorgeschlagene Konferenz 
mit 23 Staaten nur eine Frist von 14 Tagen angesetzt habe, 
zeige jedoch klar die Absicht, die Pariser Verträge 
zu zerstören. 

„Die sowjetische Note ist offen und ausdrücklich gegen 
die Ratifizierung der Pariser Abmachungen gerichtet. Un- 
sere Aufgabe ist es, diese Abkommen zu ratifizieren und 
in Kraft zu setzen. Wir dürfen uns nicht ablenken lassen 
Wir werden die notwendige Basis, auf der wir eine Ver- 
ständigung mit dem Osten zu erreichen suchen können, 
erreicht haben, wenn wir Stabilität und eine gemeinsame 
Zielsetzung im Westen hergestellt haben", betonte Außen- 
minister Eden am 15. November im Unterhaus. Die So- 
wjetnote enthalte keine neuartigen Vorschläge. Eine Kon- 
ferenz könne erst nach der Ratifizierung der Pariser Ab- 
kommen stattfinden. Eden gab diese Erklärung, nachdem 
bereits eine Fühlungnahme mit Washington und Paris er- 
folgt war. 20. November 1954 

A II c 4 Bundestag 

Wahlgesetz für dritten Bundestag wird erörtert 
Die Koalitionsparteien haben ihre Vertreter für die Er- 

örterungen über das Wahlgesetz für den dritten Bundes- 
tag benannt. Es sind: Dr. von Brentano und Hugo Scharn- 
berg von der CDU, Dr. Richard Jaeger und Richard 
Stuecklen von der CSU, August Martin Euler und Alfred 
Onnen von der FDP, Horst Haasler und Dr. Karl Mocker 
vom BHE, Dr. Elbraechter und Dr. Schranz von der DP. 
Im Bundesinnenministerium wird für die nächsten Wo- 
chen mit den ersten Ergebnissen der vom Ministerium 
berufenen wissenschaftlichen Wahlrechtskommission ge- 
rechnet. Der CDU/CSU-Abgeordnete Hans Schuetz teilte 
vor Pressevertretern mit, die Koalitionspartner hätten sich 
darüber geeinigt, ein Wahlgesetz auszuarbeiten, „dem tun- 
lichst alle Koalitionspartner zustimmen können". Richard 
Stuecklen sagte ergänzend, es solle kein Wahlgesetz aus- 
gearbeitet werden, dem parteiegoistische Motive zugrunde 
liegen. Die CSU wünsche, daß die Bildung von Splitter- 
parteien verhindert und die Zahl der Abgeordneten wie- 
der von 480 auf vierhundert reduziert wird. Schließlich 
werde von seiner Partei eine Fortentwicklung zum Mehr- 
heitswahlrecht   angestrebt. 20. November 1954 



A V d Hessen 

Der Fall Geimer im hessischen Wahlkampf 

In einem Flugblatt, das die SPD zu dem Fall des Leh- 
rers und Spätheimkehrers Robert Geimer im hessischen 
Wahlkampf verbreitet hat, heißt es u.a.: „Nur weil die 
Ehefrau evangelisch ist, lehnt die CDU/FDP-Regierung 
in Rheinland-Pfalz den begabten Spätheimkehrer als 
Lehrer ab." 

Was ist die Wahrheit? 
Der Spätheimkehrer Geimer wandte sich wegen An- 

stellung als Lehrer mit einer Anfrage an das rheinland- 
pfälzische Kultusministerium. In der Antwort, die von 
einer Ministerialdirigentin gegeben wurde, hieß 
es, das Leben des Lehrers stehe Dicht im Einklang mit 
seinem Bekenntnis. Als Katholik habe er wissen müssen, 
daß er sieh durch Nichtbeachtung der Ehevorschriften der 
katholischen Kirche von ihr distanziert habe. Diese Tat- 
sache, die für seine Einstellung als Lehrer entscheidend 
sei, habe er beim Eintritt in die Pädagogische Akademie 
verschwiegen. Er könne, da auch die Evangelische Kirche 
in diesem Punkte ähnlich strenge Maßstäbe anlege, zur 
Abschlußprüfung zugelassen, aber keiner Bezirksregierung 
in Rheinland-Pfalz zur Anstellung vorgeschlagen oder 
empfohlen werden. 

Kultusminister Dr. Finck (Rheinland-Pfalz) nahm zu 
cl, in Fall Geimer Stellung, indem er darauf hinwies, daß 
für die Anstellung von Volksschullehrern nicht das 

( Kultusministerium zuständig sei, sondern 
^ausschließlich die Bezirksregierungen. Es bedürfe bei einer 

Anstellung weder eines Vorschlages noch einer Empfeh- 
lung des Ministeriums. Soweit ihm bekannt sei, hätten 
die Beziiksregierungen bei der Anwendung dieser Sätze 
weite stgehende Toleranz walten lassen. Dafür 
Spreche die bisher gehandhabte Praxis, daß sich im Lande 
Rheinland-Pfalz auch Lehrer, die keinem Bekenntnis an- 
gehörten, im Volksschuldienst befänden. 

Er vertrete die persönliche Meinung, daß Geimer nach 
Ablegung seines Examens im Volksschuldienst des Landes 
h ä 11 e verwendet weiden könne n. Die Verfas- 
sung stehe dem nicht entgegen. Ob ein solcher Lehrer al- 
lerdings Eteligionsunterrichl erteilen könnte, unterliege 
nicht der Entscheidung einer staatlichen Behörde, sondern 
allein den zuständigen kirchlichen Stellen. Der Kultus- 
minister bedauerte, daß er so späl von dem Sachverhalt 
Kenntnis erhalten habe. Andernfalls hätte er alles ver- 
anlaßt, um den Fall zu bereinigen. 

Weiter folgte eine Anordnung an die Referen- 
ten des Kultusministeriums von Rheinland-Pfalz, in der 
es u. a. heißt: „Aus Anlaß des Falles des Spätheimkehrers 
Geimer, der einen Bescheid erhalten hat, der rechtlich 
nicht tragbar Ist, ordne ich an, daß 1. sämtliche Angelegen- 
heiten, die Spätheimkehrer betreffen, 2. sämtliche Angele- 
genheiten, die Grundfragen des Art. 36 der Landesverfas- 

betreffen, ml] bezw. meinem ständigen Vertreter 
/.in  endgültigen Entscheidung vorzulegen sind." 

Der Anordnung von Dr. Finck ist somit zu entnehm n. 
(jaß es sich bei dem Brief der Ministerialdirigentin um 
eine Kompetenzüberschreitung und eine Fehlent- 
scheidung auf Grund einer falschen Auslegung der 
rheinland-pfälzischen Verfassung handelt. Hieraus folgert, 
daß Geimer im Hinblick auf die Verfassung des Landes 
Rheinland-Pfalz Lehrer an einer christlichen Gemein- 
schaftsschule hätte weiden können, wobei allerdings die 
Entscheidung über die Krteilung von Religionsunterricht 
bei den kirchlichen Stellen gelegen hätte. Darüber hinaus 
ist festzustellen, daß Kultusminister Dr. Finck die Kom- 
petenzüberschreitung klargestelll  hat. 

Kultusminister Dr. Finck hat beim Oberstaatsanwalt in 
Frankfurt gegen den LandesausschuJß der Sozialdemokra- 
ten Hessens wegen der Verbreitung des Flugblattes 
Strafanzeige wegen Verleumdung und übler 
Nachrede erstattet. Unter dem in dem Flugblatt ver- 
öffentlichten Schreiben der Ministerialdirigentin seien ein 
Bild und der Name von Kultusminister Finck so ange- 
bracht, daß der Eindruck erweckt werden müsse, als ob 
der Minister das kritisierte Schreiben selbst unterschrieben 
habe. Damit werde eindeutig der Zweck verfolgt, wider 
besseres Wissen den Minister und die Landesregierung 
von Rheinland-Pfalz verächtlich zu machen. 

Es sei nun Sache der hessischen Gerichtsbehörden, der- 
artige Auswüchse, die nichts mein- mit einem fairen Wahl- 
kampf zu tun hätten, abzustellen. 20. November 1954 

A IV 8 a Allgemeines 

Die Propaganda des Saarbundes 

Gegenüber Vorwürfen, die umfangreiche Plakatagitation 
des Deutschen Saarbundes gegen das deutsch-französische 
Saarabkommen werde aus Mitteln des Bundesministe- 
riums für gesamtdeutsche Fragen finanziert, wurde in 
Regierungskreisen am 12. November festgestellt, die Be- 
träge, die der Saarbund bisher aus amtlichen Fonds er- 
halten habe, seien so gering, daß damit unmöglich die 
Propaganda in dem Ausmaß finanziert werden könne, wie 
sie zur Zeit getrieben werde. 20. November 1954 

A V e Niedersachsen 

Neues Wahlgesetz in Niedersachsen 

Der niedersächsische Landtag nahm am 12. November in 
dritter Lesung eine Neufassung des Landeswahlgesetzes 
mit großer Mehrheit an. Die Opposition (DP, CDU und 
FDP) stimmte dem Gesetz nicht zu. weil es ihr auch in 
dritter Lesung nicht gelang, die Zahl der Abgeordneten 
auf 136 und die Zahl der Wahlkreise auf 168 zu beschrän- 
ken. Nach dem jetzt verabschiedeten Gesetz sind 95 Wahl- 
kreise und mindestens 149 Abgeordnete vorgesehen. 95 
Abgeordnete werden direkt gewählt. Gelingt es einer 
Partei, in direkter Wahl mehr Abgeordnete durchzubrin- 
gen, als ihr im Verrechnungswege nach dem Höchstzahl- 

ihren zustehen würden, so wird die Zahl dieser Uber- 
hangmandate verdoppelt und der Zahl der Listenmandate 
zugeschlagen. Damit hängt die endgültige Zahl der Ab- 

mieten im neuen Landtag, der im Frühjahr kommen- 
den Jahres gewähll wird, vom Wahlerfolg einzelner Par- 
teien ab. 20. November 1'»5 4 

A IV 6 i Gewerkschaften 

DGB-Organ warnt vor Nationalismus 
Das DGB-Organ „Welt der Arbeit" hat die Politiker und 

die Presse in der Bundesrepublik aufgefordert, bei ihrer 
an sich gerechtfertigten Kritik an dem in Paris abge- 
schlossenen Saarabkommen auf dem Boden der Sachlich- 
keit zu bleiben und sich — auch mit Rücksicht auf die 
Wirkung ihrer Erklärungen im Ausland — dabei in ihrem 
Ton Mäßigung aufzuerlegen. 

In einem Leitartikel unter der Überschrift „Vorsichtig 
mit Feuer", erklärte das Blatt, es könne mit einiger Si- 
cherheit angenommen werden, daß die Vereinbarung über 
die Saar sowohl im Bundestag als auch in der deutschen 
Presse mit besonderem Nachdruck der mannigfaltigen Kri- 
tik ausgesetzt sein werde. Es werde unter Deutschen 
..kaum Diskussionen darüber geben können, daß die Saar- 
vereinbarungen in mehr als einer Beziehung unbefriedi- 
gend" seien. Das Bedenklichste an ihnen sei zweifellos 
ihre ..Vieldeutigkeit", die auch bereits schon zu Ausein- 
andersetzungen Anlaß gegeben habe. Es sei aber „mehr 
als verhängnisvoll", so heißt es weiter, „wenn sich wieder 
einmal an der Saarfrage ein neuer deutscher Nationalis- 
mus entzünden würde. Schließlich sollten wir nicht ver- 
gessen, daß die Zeit noch nicht lange zurückliegt, als mit 
dem Ruf .Deutsch ist die Saar* jene nationalistische Welle 
begann, der sich auch sonst nüchterne Menschen nicht zu 
entziehen vermochten- 20. November 1954 

A V d Hessen 

Sechs Landeslisten in Hessen für Landtagswahl 
genehmigt 

Der hessische Landeswahlausschuß genehmigte am 16. 
November die Landesergänzungslisten der SPD, der FDP, 
der CDU, des GB/BHE, der KPD und des Bundes der 
Deutschen (BDD) für die Landtagswahl am 28. November. 
Die Landesliste der Deutschen Partei wurde wegen ver- 
späteter Einreichung einstimmig abgelehnt. Der Ausschuß 
wies ebenfalls Beschwerden der DP wegen der Ablehnung 
mehrerer Kreiswahlvorschläge zurück. Auch hier hatte die 
DP die Listen nicht termingemäß eingereicht. Sie wird 
deshalb nur in 42 der 48 hessischen Wahlkreise kandidie- 
ren. Auf den sechs genehmigten Landeslisten stehen ins- 
gesamt 359 Bewerber, während sich in den Kreisen 334 
Kandidaten um die Landtagssitze bemühen werden. 

20. November 1954 



A V cl  Hessen 

Prof. Barth deckte die Kommunisten 
Eine Gedenkrede, die der Baseler Professor der Theo- 

logie, Karl Barth, zum Volkstrauertag in Wiesbaden ge- 
halten hat, hat zu einem peinlichen Nachspiel geführt. 
Prof. Barth hatte sich gegen eine Wiederbewaffnung 
Deutschlands ausgesprochen, Kirchenpräsident Niemöller, 
den ehemaligen Bundesinnenminister Heinemann und 
Prof. Noack (Würzburg) als Vorbilder im Kampf gegen 
eine n neuen .Krieg hingestellt, und außerdem die Opfer 
der kommunistisch gelenkten „Roten Kapelle", deren Mit- 
glieder wählend des Krieges wegen Landesverrats verur- 
teilt worden waren, lobend erwähnt. 

Zu der Ansprache Prof. Karl Barths erklärte das hessi- 
sche Kultusministerium, man könne Prof. Barth als einem 
Ausländer nicht vorschreiben, was er sagen solle. Dagegen 
distanziere sich die Landesregierung von der Heraus- 
hebum; einer einzelnen politischen Gruppe, von der 
Gleichsetzung der „Roten Kapelle" mit anderen Wider- 
standsgruppen und von der Behandlung tagespolitischer 
Fragen in der Gedenkrede. Es sei aber voll gerecht fertigt, 
einen so angesehenen Theologen wie Karl Barth, der zu- 
dem lange in Deutschland gewirkt habe und so eng mit 
der kirchlichen Entwicklung in Deutschland verbunden 
sei, zum Volks) rauertag als Sprecher einzuladen. Karl 
Barth, der selbst vom Nationalsozialismus betroffen sei, 
gehöre in den deutschen Kulturraum hinein. Zudem er- 
kenne die globale Ausweitung der modernen Entwick- 
jung keine Landesgrenzen an. 

Im Staatsakt hatte Kultusminister Henning bei der Be- 
grüßungsansprache erklärt, die Landesregierung habe „mit 
Beschämung und Bestürzung" von dem Widerstand Kennt- 
nis genommen, den die Wahl Karl Barths als Redner we- 
gen der „herben Worte" gefunden habe, die Barth 1945 
bei der Werbung um Freundschaft für das wiedergene- 
sende deutsche Volk gebraucht habe.      20. November 1954 

A III 1 c DP 

DP Niedersachsen geht allein in den Wahlkampf 
Die Deutsche Partei Niedersachsens wird im Frühjahr 

1955 als Deutsche Partei alk in in den Landtagswahlkampl 
iiineingehen. Diese Entscheidung wurde auf einer Landes- 
vorstandssitzung der DP unter dem Vorsitz von Bundes- 
minister Heinrich Hellwege am 15. November in Hanno- 
ver getroffen, nachdem festgestellt worden war. daß nach 
dem neuen Wahlgesetz bei einem Alleingang der Par- 
teien kein Stimmvei lust wie 1951 eintritt. Der Landes- 
vorstand sei in dieser Haltung noch durch die Tatsache 
bestärkt worden, daß verantwortliche Sprecht der FDP 
und CDU mehrfach erklärt hätten, ihre Parteien würden 
sich keinem gemeinsamen Block in Niedersachsen an- 
schließen. Im gegenwärtigen niedersächsischen Landtag 
ist die DI' mit der CDU in der Niederdeutschen Union 

e.(NU)   zusammengeschlossen. 20. November 1954 

' A IV 1 f Kirchen 

Erklärung der hesseii-nassauischen Kirche zur 
Landtagswahl 

In einer Erklärung zu den bevorstehenden hessischen 
Landtagswahlen fordert die Kirchenleitung der Hesscn- 
Nas.auiseh.ii Kirehe die evangelische Bevölkerung auf, 
die Wahlentscheidung nicht einseitig nach persönlichen 
Berufs- und Wirtsehaftsinteressen zu treffen. Der Christ 
müsse vielmehr prüfen, was dem Wohl des ganzen Landes 
am besten diene. Die BLirqhe erwarte vom neuen Landtag 
besondere die Erfüllung folgender Aufgaben: Sonntags- 
heiligung, angemessene Berücksichtigung des evangeli- 
schen Volksteils im staatlichen, wirtschaftlichen und kul- 
turellen Leben, und Erhaltung und Förderung der christ- 
lichen Simultanschule. Es sei nunmehr an den evange- 
lischen Wählern, die Kandidaten daraufhin zu prüfen und 
gegebenenfalls zu befragen, wie weit sie diesen Forde- 
rungen Geltung zu verschaffen gewillt seien. 

AIII 1 a CDU/CSU 

Zwei neue CDU-Abgeordnete im Bundestag 
Der amtierende Präsident des Bundestages. Prof. Schmid, 

konnte zu Beginn der Sitzung vom KI. November des Bun- 
des zwei neue CDU-Abgeordnete hegrüßen. Für den 

zum Ministerpräsidenten von Schleswig-Holstein gewähl- 
ten Abgeordneten von Havel ist Hans Blöcker (Neumün- 
ster) und fur den verstorbenen Abgeordneten Dr Her- 
mann Ehlers der Abgeordnete Wilhelm Lotze (Uelzen) in 
den Bundestag eingetreten. 20. November 1954 

C cl Ausschüsse 

Evangelischer Arbeitskreis der CDU/CSU 
Der geschäftsführende Ausschuß des Evangelischen 

Arbeistkreises der CDU CSU wählte am 18. November als 
Nachfolger des verstorbenen Dr. Hermann Ehlers ein- 
stimmig Bundesminister Dr. Robert Tillmanns zum 

en Vorsitzenden des Arbeitskreises. Minister Dr. Till- 
manns würdigte in einem Nachruf die überragende Be- 

ung  Dr.   Ehlers',   insbesondere   für   die   T .!   der 
evangelischen Christen in der CDU CSU. Di -kreis 
wird seine Arbeit im Geiste Dr. Hermann Ehlers' weiter- 
führen, der ein Vorbild für die Wirksamkeit des Christen 
in der Politik bleiben wird. 

Zum stellvertretenden Vorsitzenden des Arbeitskreises 
wurde neben Bürgermeister Dr. Schneider. Konstanz. 
Staatssekretär Dr. Waller Strauß. Bonn, gewählt. 

20. November 1954 
Cb CSU 

CSU: Bayernpartei in linksradikalem Fahrwas 
Die Landesgruppe der CSU hat mit Empörung die 

Presseerklärung der Bayernpartei vom 7. November 1954 
zur Kenntnis genommen und nimmt dazu wie folgt Stel- 
lung: 

Die Bayernpartei hat mit ihrer Erklärung vom 7. No- 
vember 1954 ihre ganze Grundsatzlosigkeit und Charakter- 
losigkeit enthüllt. Ihr Aufruf gegen die Außenpolitik 
Adenauer« geht weit über das hinaus, was die SPD- 
Opposition auf diesem Gebiet bisher behauptet hat. und 
grenzt an die von den Kommunisten und ihren Tarnorga- 
nisationen geführte Sprache. Dieser Aufruf Ist eine Schande 
für die Bayernpartei. Jeder anständige Bayer muß sich 
schämen, daß diese Partei den guten bayerischer. Namen 
für ihr Firmenschild mißbraucht. Denn mit Bayern hat 

was die Bayernpartei unter der geistigen Führung des 
Kriminalkommissars Lallinger am letzten Sonntag ver- 
öffentlicht  hat. nichts mehr zu tun. 

Die Bayernpartei hat selbst die Außenpolitik Adenau 
solange sie im Bundestag vertreten war. einschließlich der 
Wiederbewaffnung unterstützt. Jetzt  erklärt  sie. daß  der 
Weg Adenauers zur endgültigen Vernichtung Deutschlands 
und Bayerns führt, und ruft zum Kampf gegen Adenauer 
auf. In einem Zeitpunkt, wo die ganze Welt die st. 
männische   Leistung   Adenauers    anerkennt    und    wo   die 
Bundesrepublik durch die Verträge von Paris den Besat- 
zungszustand  endgültig  abschüttelt  und  volle  Gleichbe- 
rechtigung mit den  Siegermächten — 9 Jahre nach dorn 
Morgenthauplan  — erhält, schämt  sich  die  Bayernp 
nicht, sich derselben Methoden gegen Adenauer zu bedie- 
nen, wie sie von der NSDAP in der Weimarer Republik 
gegen   Stresemann  und   Brüning gebraucht   worden  sind. 

Die Anhänger der Bayernpartei, die in ihr eine christlich 
und bayerisch denkende Heimatpartei sahen, werden sich 
schämen,   nun  erleben   zu   müssen,  daß   die   Bayernp. 
mit dieser Hetze gegen Adenauer sich zu einem Werkzeug 
der kommunistischen Propaganda erniedrigt hat. 

Zwei Dinge sind klar geworden: 
1. Die Führung der Bayernpartei ist aus den Händen 

christlich denkender Föderalisten in die Hände linksradi- 
kaler Elemente übergegangen. 

2. Das Land Bas'ern muß davor bewahrt weiden, in die 
Hände von Abenteurern zu fallen, die ständig in Bayern 
neue innere Gegensätze aufreißen und zum Kampf gegen 
einen christlichep Bundeskanzler hetzen, der Deutschland 
wieder zu Ansehen und Geltung in der Welt gebracht hat. 

20. November 1954 

A IV 6 i Gewerkschaften 

Gewerkschal fliehe Studienreise der Montanunion 
in die USA 

Am 12. November traten 19 Gewerkschaftler aus den 
sechs Ländern der Montanunion eine fünfwöchige Studien- 
reise in die Vereinigten Staaten an, die von dem amerika- 
nischen Amt für Auslandshilfe gemeinsam mit der Hohen 
Behörde vorbereitet worden ist. Die Teilnehmer werden 
in sieben Arbeitsgruppen die Probleme der gewerkschaft- 
lichen Organisation, der Löhne und Arbeitsbedingungen, 
der Berufsausbildung, der Ausweitung und industriellen 
Entwicklung, des Arbeiterwohnungsbaues, der Beschäfti- 
gung und Anpassung sowie der sozialen Sicherheit behan- 
deln. Die Studienreise dient dem Ziel, die sozialen Aspekte 
der Modernisierung und die Auswirkungen der Produk- 
tivitätssteigerung auf die Arbeitnehmer zu untersuchen. 
Von deutscher Seite werden drei Teilnehmer von der IG 
Bergbau, zwei von der IG Metall entsandt. 

20. November 1954 



Hessens Aufbauleistungen 
Bundesregierung schuf die Voraussetzungen 

Dor Vorsitzende der CDU-Fraktion, Dr. Großkopf, wies in der Schlußsitzung des 
Hessischen Landtages noch einmal nachdrücklich darauf hin, daß durch die Politik 
der Bundesregierung erst die Voraussetzungen für die von der hessischen SPD- 
Regierung als ausschließlich hessische Leistungen herausgestellten Aufbauerfolge 
geschaffen worden sind. Er befaßte sich vor allem mit den Ergebnissen des sozialen 
Wohnungsbaues: 

„Die unbestrittenen Zahlen über die 
Bundeszuschüsse und Landeszuschüsse 
zum sozialen Wohnungsbau in Hessen 
liegen etwa in der Größenordnung von 
einer halben Milliarde. Nun 
kann mit Landes- und Bundesbaudar- 
lehen allein kein Haus gebaut werden, 
sondern Sie müssen diesen Betrag i 
verdreifachen, um auf die eigentliche 

iische Aufbauleistung im sozialen 
Wohnungsbau zu kommen. Da erhebl 
sich die Frage: Wo kommt die Haupt- 
milliard e her? Nun, sie kommt von 
den Sparkassen, letzten Endes von den 
arbeitenden und sparenden Menschen. 
Arbeiten aber kann man nur bei einer 
Vollbeschäftigung, wie die Bundesregie- 
rung sie bewirkt hat, und sparen kann 

in nur, wenn durch die Wirtschafts- 
1 Sozialpolitik ein hohes, soziales Ni- 

veau geschaffen wird. 
Als wir uns vor vier Jahren einmal 

über die steuerpolitischen Maßnahmen 
zur Förderung des Wohnungsbaues un- 
terhielten, da war der Herr Finanzmini- 
gter <\<'i' Auffassung, daß 'i^y durch die 
Steuergesetze gegebene starke An- 
reiz zum Bausparen für den 
Fiskus doch eine teure Sache sei. Ich 
habe ihm damals widersprochen und 
erklärt, es sei mir lieber, wenn das Geld 
vom Bürger direkt In den Bau komme, 
als daß es erst durch die Staatskassen 
fließe und dann Langsam nach unten 

ele. leb glaube, die Leistungen im 
sozialen Wohnungsbau, die durch 

,apolitische Maßnahmen der Regie- 
rung hervorgebracht worden sind, sind 

entlich bedeutsame] als die Leistun- 
gen auf Grund der Förderung durch 
Lande sbaudarlehen. Aber diese Landes- 
baudarlehen waren notwendig, und nie- 
mand bestreitet, daß sie eine hervor- 

ende Wirkung ausgeübt haben. Nie- 
-^iiand bestreitet auch, daß in der Not des 

bei    dem    immensen    Notstand 
während der Nachkriegszeit, beträcht- 
liche Mittel auch in den gemeinnützigen 
Wohnungsbau geschleusl werden muß- 
ten, um die Vertriebenen aus dem < 
und die Flüchtlinge aus der Ostzone so 
schnell    wie    möglich    unterzubringen. 
Hier wird auch in der Zukunft ein ge- 
wisser   Anteil   notwendig  sein,   und   Wir 

d die letzten, die das genossenschaft- 
liche Bauen aus dem ganzen Wohnu 
bauwesen ausmerzen wollen. Aber wir 
glauben, daß es an der Zeit Ist, einmal 
festzustellen, ob  niebt  Fehler gemacht 

.den   sind,   ob   niebt   das    S e h w e r - 
ge w i ch t ci e s g e m e i • n Q t /. i - 
gen   Wohnungsbaues   bei   den 
G r o ßge n 0s sens cb a It e n d 0Ch 
e t W a S    rektifiziert   W< rden   muß 
ange lichts <\r\- Tatsache, daß Landesbau- 
darlehen, gepaart mit dem Einzelfleiß 
des Bürgers, tatsächlich dvn höheren 
Effekt aufweisen." 

Dl".  Großkopf  forderte  In  diesem  Zu- 
sammenbau;; dazu auf, die Entwicklung 

Steueraufkommens bei den Häupt- 
ern  In  Hessen  zu  Überprüfen und 

dabei testzustellen, daß Ihre Entstehung 

und Größenordnung der von der SPD 
im Bundestag so bekämpften Finanz- 
politik Dr. Schaffen zu danken ist: 
.Wenn sieh, seitdem die Bundesn 
rung in Bonn unter christlich-demokra- 
tischer Führung steht, in Hessen das 
A ufkommen an den Haupt- 

uern von 566 Millionen 
DM auf 1022 Millionen DM 
e r h ö h t hat, dann steht fest, daß die 
Steuerpolitik des Bundes heute dem 
Land einen Steuerbetrag gewährleistet 
und beläßt, der höher ist als das Ge- 
samtaufkommen an diesen Steuern in 
Hessen im Jahre 1949." 

Auch die der hessischen Wirtschaft In 
besonderem    Maße   zugute   kommende 

Steigerung des Exportes ist der 
Außenpolitik und Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung zu danken. Das durch 
die Bundespolitik geschaffene Ver- 
trauen sowohl beim Sparer im Inland 
wie auch in politischen und wirtschaft- 
liehen Kreisen des Auslandes war eine 

entliche Voraussetzung gerade für 
die bei diesem Wahlkampf von der SPD- 
Regierung mit berechtigter Genugtuung 
herausgestellten Ergebnisse der Landes- 
politik. Dr. Großkopf schloß mit den 
Worten: 

..So wollen wir denn nicht sagen: 
Hessen baut auf, wollen nicht sagen: der 
Steuerzahler baut auf; wir wollen der 
motorischen Kraft des deutschen Flei- 
ßes den ihr gebührenden Rang bei dieser 
Leistung einräumen. Wir wollen sagen, 
daß diese Gemeinschaftslei- 
stung es nicht rechtfertigt, daß in 
diesem Hause alle versucht haben, ihre 
Pflicht zu tun, um die sozialen Leistun- 
gen auf ein Höchstmaß zu bringen, daß 
wir das aber nur konnten, weil eine ver- 
antwortungsbewußte und erfolgreiche 
Bund ung   die   Voraussetzungen 
dafür schuf." 

tM*Ue.Cg,e.t\tufti itatt J&z,Ca6.i6fe>iung. 
„Ungeheurer Reichtum ist seit 1948 entstanden, geschaffen von uns allen, aber 

im Besitz von wenigen . . ., und immer hoher steigen die Dividenden." Das ist eine 
der Parolen, dieses Mal aus der Feder des bayerischen SPD-Vorsitzenden von Knoe- 
ringen, mit denen der „neutrale" DGB den Wahlkampf der SPD in Bayern führt. 

In diesem Zusammenhang erhebt sich 
Präge  an  den  DGB,  der  für die 

SPD ja in hundert Variationen solche 
lirekte" Wahlpropaganda treibt: 

Wer hat denn Miteigentum 
für die am Wiederaufbau 
beteiligte Arbeitnehmer- 
-ehalt gefordert, und wer 
hat sie abgelehnt? Heute ist die 
Forderung des christlichen Arbeitneh- 
mers, dem Arbeiter ein angemessenes 

[gentum am Vermögenszuwachs der 
Produktionsmittel zu geben, Programm- 
punkt der CDU CSU. Die SPD aber ist 
heute wie in den Blütezeiten des So- 
zial isierun.uslinimels dagegen. Und der 
DGB-Kongreß in Frankfurt beschloß im 

her 1954: „Die deutschen Gewerk- 
ften (die DAG ausgenommen!) leh- 

nen das Miteigentum an Produktions- 
mitteln in Form der Arbeitnehmeraktie 
oder ähnlicher Beteiligungsformen ab. 
Das .Miteigentum ändert nichts an dem 
heutigen Wirtschaftssystem 
und den damit verbundenen Machtver- 
hallnissen . . '• 

Demgegenüber ist festzustellen: Das 
(vom   DGB   bejahte   private)    Lohn- 

; r e n   ist   kein Ersatz für Mit- 
titum an der natürlichen Vermö- 
vermehrung der Wirtschaft. Dr. II. 

Darb mann vom Landesbezirk Bay- 
ern <ivs Deutsehen C.ewerksehaftsbun- 
des schrieb ZU diesem Thema: ..Die Sach- 

den Kapitalisten, die Geldwerte 
den Arbeitnehmern, das ware keine Lö- 

.... So machte man ja die Arbeit- 
nehmer zu Eigentümern minderer Klas- 
se, die zudem mit jeder Lohnerhöhung 
ihr Eigentum selber entwerten. Nur 
Sach1 itum, das in Kapital und 
Ertrag   wertbeständig   ist,   löst   unser 

ilem" (der gerechten Eigentums- 
verteilung an Stelle der Enteignung 
aller im Streben nach sozialer Gerech- 

tigkeit). 

Am    heutigen    Wirtschafts- 
t e m würde sich in der Tat nichts 

ändern, d. h. an der bewährten Markt- 
wirtschaft, die den Gewerkschaften 
erst die Möglichkeit zur Aktivität gibt. 
Am Vermögenssystem — das man an- 

it, und nicht die wirtschaftlichen Er- 
würde sich dagegen sehr 

viel verändern. Wir zitieren nochmals 
Dr. H. B a c h m a n n : ..Ich berech 
welche vermögensumschichtende Wir- 
kung aus der Beteiligung der Arbeit- 
nehmer an der Selbstfinanzierung der 
Unternehmen entstehen könnte. Das Er- 

. .is   war.   daß   bei   einer   jährlichen 
enausgabe an die Arbeitnehmer in 

Höhe von durchschnittlich 2• i des tat- 
sächlichen Kapitals der Unternehmen 
binnen 28 Jahren die Hälfte des Eigen- 
tums in die Hände der Arbeitnehmer 

wäre, binnen 42 Jahren zwei 
Drittel des Eigentums." — Das gibt doch 
eine Vorstellung von der gerechten Aus- 
gleichswirkung eines solchen Miteigen- 
tums, das zudem ohne Enteignung und 
ungerechte Benachteiligung vor sich 
ginge, weil steuerliche Vorteile und das 
erhöhte Interesse der Arbeitnehmer am 

ieb das Opfer der Aktionäre nahezu 
ausgleichen könnte. — 

Wann wird wohl die christ- 
lich-soziale Forderung nach 
„Miteigentum statt Soziali- 
sierung" vondieser die heu- 
tige Eigentumsverteilung a n- 

ifenden, ammarxistisch- 
sozi a listischen Ideengut kle- 
be n d e n Partei übernommen 
w erden? Im übrigen sollte man nicht 
so viel von Dividenden reden. Jeder Ge- 
nosse, der seine Parteizeitung vom 
8. 10. 1954 gelesen hat, wird im „Neu- 
en Vorwärts-Wirtschafts- 
spiegel" gesehen haben, daß die 
..immer hoher steigenden Dividenden" 
1953 erst durchschnittlich 5 •/•, und heute 



Nicht verteidigenswert? 
!• Vorsitzende der Industriegewerk- 

schaft Holz, Heinz Seeger, entbl< 
sich nicht, zur Verteidigung der ableh- 
nenden Stellungnahme des DGB gegen 
.irden deutschen Wehrbeitrag zu erklä- 
ren: ..Der DGB-Kongreß hielt die wirl- 

aftlichen, sozialen und gesellschaft- 
lichen Verhältnisse der Bundesrepublik 
nicht für [ungswert." Abgesehen 
davon, daß hier ein Gewerkschaftsver- 
treter mit seinem Kollegen und Vor- 
sitzenden Freitag sieh in eklatanten 
Widerspruch setzte und In einem in 

100 Exemplaren erscheinenden DGB- 
Blatt wörtlich die Propagandaparolen 

bernahm, ist auch sach- 
lich eine solche Stellungnahme j 
los. verantwortungslos und wider besse- 

Wissen.   Im    „Deutschen    Mo- 
n atsblatt "" (November-Ausgabe) 
wird diesem eigenartigen Arbeiterver- 
treter in einer Epistel „Gegen die Tod- 
sünde der Vergeßlichkeit" eine wie für 
Ihn geschriebene Antwort erteilt. Es 
heißt dort: 

..Welch eine Unwahrheit, uns weis- 
machen zu wolllen, daß wir In unserem 
jungen Staat nichts zu verteidigen hät- 
ten, nichts, was uns lieb, nichts, was 
uns wertvoll wäre. Das ist pur ei 
Dummenfang. Unendlich viel ist 
ZU bewahren und zu schützen: Die Frei- 
heit zu reden. Oder nicht. Herr Wirth'.' 

heil zu wühlen. Oder nicht, Herr 
Ollenhauer'.'    Die    Freiheit   zu   streiken. 
Oder nicht. Herr Freitag? Die Freiheit 
der Religion, oder nicht, Herr Kirchen- 

ident  Niemöller?  Die  Freiheil  der 
tüchtigen   Leistung.   Oder   nicht.   Herr 
Fabrikant.'    Die   Freiheit    d,T   gefüllten 

len!   Oder   nicht.   | Hausfrau 
mit   dein   EntfettU um   Mo: : 
kaffee? Die Freiheit von der Geheim- 
polizei, die Freiheil von Hennecken, die 
Freiheil von Zwangsverschleppung. Ist 
das    nich I 

Und du.  Hilfsarbeit) du mehr 
vom  Speck  als von  Postulaten  hältst, 
hast du nichts zu vert '  Deinen 
Urlaubsanspruch nicht, deinen besseren 
i.ohn   nicht,   den   freien   Arbeitsplatz- 

nicht, die Wohnung nicht. 

Miteigentum statt Soziali.sierunj; 

<•>.:*" .i betrafen.  Wer langfristig spart, 
ist kaum schlechter dran und das ohne 
Risiko. 

Man kann es eben so und so dar- 
stellen. Man hat zum Beispiel im DGB 
und in der SPD heftig kritisiert, daß 
für ausgeschüttete Gewinne im  Re 

twurf   zur   Steuerreform   nur 
ranschlagt   waren.   Heute   hat 

e „kapitalistenfreundliche'' 
ünstigung gestrichen, um mit den 

dadurch • teln Im Sinne 
des    sog.    Neuburger-Vorschlages    d^v 

lern für mittlere und 
kleine    Einkommen   shirker   senken   EU 
können. Nun kommentiert die „Well 

lit": ..Die Vorteile, die Minister 
Schäffer gewährt hat. sind gering... 
Demgegenüber stehl eine Fülle von 
Nachteilen, die der Bundesfinanzmini- 
ster... raffiniert serviert hat..." — 
..Was ich mache, Ist verkehrt", sagte der 
Bundeskanzler am 7. 10. L9M zur Oppo- 
sition, denn die SPD ist Immer i 
Und der DGB macht es — in < . 
ristischer Parteidisziplin       eben nach. 

auch für dich gebaut wird? Auch das ist 
zu verteidigen: die Fürsorge für deinen 
allen Vater, die Schulen, für deine Kin- 
der, dein freier Sonntag, deine Ziga- 
retten und deine Weihnachtsgratifi- 
kation. 

Früher war das deutsche Erbübel die 
Zwietracht. Heute ist es die V e r g e II - 
lieh k e i t. Es ist noch keine sechs 
Jahre her. da hatte der Normalverbrau 

eher als Tagesportion zu verzehren- 
3 Gramm Fleisch, 13 Gramm Fett, 2 
Gramm Käse, 1 Gramm Kaffee-Ersatz 
5 Scheiben Mäisbrot und ein achtund- 
zwanzigste] Liter entrahmter Frisch- 
milch. Nur die Mottenkugeln waren 
markenfrei. 

ihr Männer In Bonn: Eröffnet den 
Feldzug gegen die: Vergeßlichkeit früh 
genug, Dann kann nichts schief gehen 
Das Volk ist nicht undankbar." 

JtaatiCc&a SoKCaMeCstungcH 
Die Staatsbeteiligungen an den Aufwendungen  für die soziale Sicherheit sind 

an Mm DM)" ZU  Jahr  eeSÜegeiil   Sie  zeIgen   tol«enden  Entwicklungsgang 

1949 1950 L9S1 1952 1953 

Invalidenversicherung       266 545 715 974      ' ^R?^ 
Angestelltenversicherung  36 58 138 236 in* 
Knappsch. Rentenversicherung    .... 115 111 m., 213 IOR 
Unfallversicherung  4 a 9 i'2 ___ 
Kriegsopferversorgung  1775 2229 2871 3577 1401 
Arbeitslosenfürs. (ohne Arbeitslosvers.) 492 996 1082 1030 50R 
Krankenversicherung  9 17 21 27 

Die StaatsbeteiUgungen sind seit dem 2.Halbjahx L9S€ fast nur noch Bundes^ 
Zuschüsse, da nach dem Uberleitungsgcsetz vom 1. 4. 1950 die Beteiligung der LanrW 
auf ein Mindestmaß beschränkt wurde. 

Arbeitslosigkeit älterer Angestellter 
In    einem    Sonderbcrichl    „Die 

Arbeitslosigkeit älterer Angestellter als 
i'ioblem der Arbeitslosigkeit" wendi t 
sieb die Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversi- 
cherung'' gegen „unzutreffende Vorstel- 
lungen". Selbstverständlich herrschte, 
heim es da. unter den nichtbeschäftigten 
eiteren   (über 45jährigen)  Angestellten 
lüttere  Not,  aber die  Lage  habe sich   in 
den h taten Jahren nicht verschlechtert, 
sondern gebessert: Die Arbeitsämter 
vermittelten ..laufend in großer Zahl 
ältere Angestellte In Beschäftigung", 
der Schwerpunkt der Arbeitslosigkeit 
liege nicht bei den Langfristig, sondern 
bei (\i-n ..noch nicht so lange" Arbeits- 
losen, nicht alle Gruppen seien gleich 
mäßig von langfristiger Arbeitslosigkeit 
betroffen, sondern in erster Linie die 
kaufmännischen. VerwaltungS- und BÜTO 
berufe und  hierbei  vor allem  die  wem 
gex qualifizierten Berufe. 

Nach den Angaben <\r<- Bundesanstalt 
ist die Zahl d<-\- arbeitslosen älteren An- 
gestellten von L04 000 Ende Oktober 1950 
auf ?:; (ion Ende Juli 1954, also um 32000 
zurückgegangen. Besonders beachtlich ist 
der Rückgang bei den männlichen An- 
gestellten (von  82000 auf 51000). Aber 
dennoch   ward   man   nicht   sagen   können 
daß das Ergebnis bereits befriedigend 
sei. Die statistische Zahl 72 000 umfaßl 
sicher noch nicht einmal alle arbeits- 
losen Angestellten. Wenn nicht weniger 
als rund 40 Prozent der genannten 72 000 
bereits länger als zwei Jahre arbeitslos 
sind,   dann   erregt   das   doch    Besorgnis 
und  Anteilnahme.  Und auch zwei Jahre 

lSl   das  etwa   . noch   nicht   so   lange"? 
Ks  ist zu  hoffen,  daß  die  mit   der  Wicglh 
derbewaffnunß verbundene noch stär- 
kere Verknappung von Facharbeitskräf- 
ten und jüngeren Jahrgängen auch hier 
eine Hösuntf bringt. 

Faires Urteil aus England: Außenhandelskonkurrenz 
In    einer    eingehenden    Untersuchung 

über den deutschen Außenhandel und die 
Methoden seiner Finanzierung kommt 
das angesehene englische Kreditver- 
sicherungsinstitul     „Credit    Insu- 
1 a n c e   A s social ion    L 1 d..    LO   1 
d 0 n •• zu folgendem Ergebnis: „Die 
deutsche Konkurrenz ist nicht so ernst, 
wie zuweilen vermutet ward. Das soll 
nicht   besagen,  daß  sie  nicht   außeror 
deutlich    scharf   auf   gewissen    Märkten 
und in gewissen Branchen Ist." Das Ver- 
( Inigte  Koni.['.reich  hahe aber  im  letzte,1 
Jahr ein hi Umsatz von 114 1 'fd, 

1341   DM,   Deutschland   dagegen   nur 
»ii Pfd.       941 DM pro Kopl der werk 

völkerung gehabt. 

Das Institut  helont, daß die deutschen 
Exporteure keine speziellen Vorteile In 

der Außenhandelsfinanzierung genießen 
und daß die deutschen Hanken keines- 
wegs geneigl sind, unbillige Risiken zu 
Übernehmen, vielmehr eine genaue Kre- 
dltkontrolle ausüben. Hinsichtlich der 
Preii e gebe es freilich viele Fälle, in 
denen die Briten geschlagen würden, 
ab« r umgekehrt sei ofl auch das engli- 
sche Preisangebot niedriger, N 0 1 w en - 
d 1 r. s ei d i e S c ha f fun g eines 
Welt in a r k I es, der fähig sei, den 
Absatz    beider-    Länder    aufzunehmen 
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